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Genuß und Gebrauch geeignetes Wasser entsprechend den gel­
tenden Rechtsvorschriften1. Betriebswasser ist für industrielle, 
gewerbliche, landwirtschaftliche Verwendung oder für ähn­
liche Zwecke in anderen volkswirtschaftlichen Bereichen ge­
eignetes Wasser mit unterschiedlicher Beschaffenheit, sofern 
für den Verwendungszweck keine Trinkwassereigenschaften 
erforderlich sind.

(2) öffentliche Wasserversorgungsanlagen sind Anlagen in 
Rechtsträgerschaft der Versorgungsträger zur Lieferung von 
Trinkwasser, die der Versorgung der Allgemeinheit, vorwie­
gend der Bevölkerung für häusliche, allgemein gesellschaft­
liche und andere Nutzung dienen. An diese Anlagen werden 
beim Vorliegen der Entscheidung gemäß § 3 Abs. 4 zur Ver­
sorgung mit Trink- bzw. Betriebswasser für Produktions­
zwecke auch Industrie- und landwirtschaftliche Produktions­
betriebe angeschlossen.

(3) Die Öffentlichkeit der Anlagen endet
a) grundsätzlich an der Grundstücksgrenze des Bedarfs­

trägers ;
b) bei Bedarfsträgern mehrerer hintereinander liegender 

Grundstücke an der der Versorgungsleitung nächstgelege­
nen Grundstücksgrenze, unabhängig davon, ob ein oder 
mehrere dazwischenliegende Grundstücke an die Wasser­
versorgung angeschlossen sind;

c) bei volkseigenen und genossenschaftlichen Wohnungs­
bauten mit der Wasserzähleranlage bzw., wenn diese 
nicht vorhanden ist, an der der Versorgungsleitung 
nächstgelegenen Außenkante des Gebäudes. Bei Ver­
sorgungsleitungen, die in den Fundamenten bzw. Kellern 
der Gebäude verlegt sind, beginnt und endet die Öffent­
lichkeit jeweils an der Außenkante der Gebäude. Betrieb 
und Instandhaltung dieser Leitungen innerhalb der Ge­
bäude sind auf dem Auftragswege mit Rechnungslegung 
durch den Versorgungsträger wahrzunehmen;

d) bei Versorgung einzelner Grundstücke außerhalb der 
geschlossenen Bebauung an der Einbindungsstelle der 
Anschlußleitung in die Versorgungsleitung.

(4) Versorgungsträger im Sinne dieser Anordnung sind die 
VEB Wasserversorgung und Abwasserbehandlung, der VEB 
Fernwasserversorgung Eibaue — Ostharz oder örtliche Räte.

(5) Bedarfsträger sind Rechtsträger oder Eigentümer bzw. 
Nutzungsberechtigte von Grundstücken sowie die Nutzer von 
Standrohren u. a. Entnahmeeinrichtungen, die Wasser aus den 
öffentlichen Wasserversorgungsanlagen entnehmen oder den 
Anschluß an eine öffentliche Wasserversorgungsanlage bean­
tragt haben (endgültiger Bedarfsträger). Bedarfsträger sind 
auch die Hauptauftraggeber bzw. sonstige Veranlasser kom­
plexer Erschließungen (veranlassende Bedarfsträger).

(6) Versorgungsleitungen sind Wasserleitungen innerhalb 
eines Versorgungsgebietes, von denen die Anschlußleitungen 
abgehen.

(7) Anschlußleitungen sind Wasserleitungen von der Ver­
sorgungsleitung bis zur Wasserzähleranlage oder bis zum 
Hauptabsperrorgan im Grundstück des Bedarfsträgers.

(8) Verbrauchsleitungen sind Wasserleitungen in Grund­
stücken oder Gebäuden hinter der Wasserzähleranlage. Ist 
keine Wasserzähleranlage vorhanden, beginnt die Verbrauchs­
leitung hinter dem Hauptabsperrorgan im Grundstück des 
Bedarfsträgers.

(9) Wasserzähleranlagen gehören zu den öffentlichen Was­
serversorgungsanlagen. Sie bestehen aus dem Absperrorgan 
vor dem Wasserzähler, der Zählerverbindung, dem Wasser­
zähler, dem Rückflußverhinderer und dem Absperrorgan mit 
Entleerungsvorrichtung hinter dem Wasserzähler.

1 Z. Z. gilt die TGL 22 433.

§3
Grundsätze für den Anschluß von Grundstücken 

an die öffentlichen Wasserversorgungsanlagen

(1) Jeder Bedarfsträger kann den Anschluß seines Grund­
stückes an eine öffentliche Wasserversorgungsanlage bzw. 
die Änderung eines Anschlusses und die Versorgung mit Was­
ser beantragen, soweit nicht für Industrie- und landwirt­
schaftliche Produktionsbetriebe gemäß Abs. 4 besondere Re­
gelungen bestehen. Der Antrag ist durch die Bedarfsträger, 
für Eigenheimbauten durch die Räte der Städte bzw. Gemein­
den, schriftlich an den Versorgungsträger zu richten.

(2) Die Entscheidung über den Antrag ist dem Bedarfsträger 
bzw. bei Eigenheimbauten dem Rat der Stadt oder Gemeinde 
innerhalb von 6 Wochen schriftlich mitzuteilen.

(3) Über die Reihenfolge des Anschlusses von Grundstücken 
an öffentliche Wasserversorgungsanlagen entscheidet der Ver­
sorgungsträger in Abstimmung mit dem zuständigen örtlichen 
Rat nach der Dringlichkeit und der volkswirtschaftlichen Not­
wendigkeit.

*

(4) Industrie- und landwirtschaftliche Produktionsbetriebe 
sind grundsätzlich zur Errichtung und zum Betrieb eigener 
Anlagen zur Versorgung mit den für Produktionszwecke be­
nötigten Wassermengen verpflichtet, soweit eine Versorgung 
aus öffentlichen Wasserversorgungsanlagen nicht die volks­
wirtschaftlich günstigste Lösung ist. Darüber entscheidet die 
Staatliche Gewässeraufsicht auf der Grundlage der mit den 
örtlichen Räten und dem Versorgungsträger abgestimmten 
Wasserbilanzen. Die Entscheidung der Staatlichen Gewässer­
aufsicht über die Versorgung aus öffentlichen Wasserversor­
gungsanlagen ist Voraussetzung für die Antragstellung beim 
Versorgungsträger auf Anschluß bzw. Erweiterung des An­
schlusses.

(5) Der Anschluß an die öffentlichen Wasserversorgungsan­
lagen bzw. die Erweiterung des Anschlusses von Industrie- 
und landwirtschaftlichen Produktionsbetrieben mit hohem 
Wasserbedarf für Produktionszwecke kann von der Bereit­
stellung der materiellen Investitionskennziffern bzw. von der 
Beteiligung an einer Gemeinschaftsanlage abhängig gemacht 
werden.

§4
Abgrenzung der Verantwortung 
für Wasserversorgungsanlagen

(1) Dem Vefsorgungsträger obliegt die Vorbereitung und 
Durchführung der Neuerrichtung oder Änderung der öffent­
lichen Wasserversorgungsanlagen und des nichtöffentlichen 
Teils der Anschlußleitung. Für den nichtöffentlichen Teil der 
Anschlußleitung hat der Bedarfsträger dem Versorgungsträger 
die Kosten zu erstatten.

(2) Dem Bedarfsträger obliegt die Vorbereitung und Durch­
führung der Errichtung der Verbrauchsleitung und des Was­
serzählerschachtes.

(3) Die Vorbereitung und Durchführung der Errichtung von 
Anschlußleitungen zur Versorgung von einzelnen Grundstük- 
ken außerhalb der geschlossenen Bebauung obliegt den Be­
darfsträgern.

(4) Betrieb und Instandhaltung obliegen dem Rechtsträger 
bzw. Eigentümer der Anlagen.

(5) Eine Druckerhöhung für einzelne Gebäude mit extremer 
Höhenlage, für deren Versorgung sich eine wesentlich über 
dem Durchschnitt des Versorgungsgebietes liegende Förder­
höhe ergibt, ist durch den Bedarfsträger zu gewährleisten. Im 
übrigen ist der Bedarfsträger für alle Maßnahmen zuständig, 
die für einen Versorgungsdruck erforderlich sind, der über 
die Verantwortung des Versorgungsträgers nach § 10 Abs. 2 
hinausgeht.


